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führung der SPD. herauslesen 
wollte. Das dürfte bestimmt nidit 
in der Absidit Fettes gelegen 
haben. Seine Äußerungen über den 
Sdiumanplan und die Remilitari­
sierung, die für diese Deutung 
herangezogen werden, sdieinen 
wohl eher die positive Ergänzung 
zu den negativen Formulierungen 
des SPD.-Vorsitzenden zu sein. 
V ielleidit liegt die Bedeutung 
dieser Formulierungen weniger in 
der Kontroverse als darin, daß sie 
geeignet sein können, den in  das 
gewerksdiaftlidie Denken sidi leidit 
einsdileidienden Parteidogmatis­
mus aufzulodcern und den Mut zu 
eigenem N adidenken anzuregen.

Viel w iditiger und viel zu wenig 
beaditet sdieinen mir die Äuße­
rungen des neuen Vorsitzenden des 
DGB. über die Frage des Mitbestim- 
mungsredites. Mit dem „unabding­
baren" Kampf um das Mitbestim- 
mungsredit hatten  sidi die Gewerk- 
sdiaften auf eine Barrikade gestellt, 
von der aus der W eg in  sdiw erste 
soziale A useinandersetzungen zu 
führen drohte. Die Definition Fettes 
kann eine Basis gesdiaffen haben, 
von der aus eine Durdiführung er-

möglidit wird, ohne daß von beiden 
Seiten ein Prestigeverlust befürdi- 
te t zu werden braudit.

Trotz dieses Optimismus darf 
man nidit übersehen, daß die Aus­
führungen Fettes alles andere als 
kompromißlerisdi waren. Und hier 
zeigt sidi eine gewisse Enge und 
eine gewisse vielleidit notwendige 
Begrenzung des gewerksdiaftlidien 
Denkens. Man hat das Gefühl, daß 
trotz aller w irtsdiaftspolitisdien 
W eitsidit bei der Anwendung des 
Begriffs von der sozialen Partner- 
sdiaft dodi wohl viel mehr an den 
sozialen Gegenspieler gedadit wird. 
— G e d a c h t  wird! — Aber viel­
leidit soll man hier fragen, ob das 
bei der anderen Sozialpartei nidit 
häufig audi der Fall ist. Insofern 
wird die Gewerksdiaftspolitik In­
teressenpolitik bleiben. Und das 
zeigt sidi nur zu deutlidi darin, 
wenn der Lohnkampf als alleiniges 
M ittel genannt wird, um gegen die 
W irtsdiaftspolitik der Regierung 
erfolgreidi Vorgehen zu können. 
Die Ausführungen Fettes zeigen 
leider — so vielversprediend sie 
audi in mandierlei H insidit ge­
deutet werden können — keine

Konzeption einer neuen W irt- 
sdiaftsordnung, wie sie einer wirk- 
lidien Sozialpartnersdiaft entspre­
dien könnte. Aber das soll nidit 
heißen, daß sidi nidit dodi einmal 
von dieser Seite aus eine soldie 
neue W irtsdiaftsordnung abzeidi- 
nen könnte, die frei von der Bin­
dung an parteipolitisdie und wirt- 
sdiaftstheoretisdie Dogmen ist. Der 
freie Unternehmer sieht in einer 
ungebundenen W ettbewerbswirt- 
sdiaft heute ebenso wenig das Heil 
w ie der Arbeitnehmer in einer 
vollsozialisierten Gesellsdiaftsord- 
nung. Immer mehr zeidinet sidi im 
modernen Industriestaat ab, daß die 
Planwirtsdiaft keine A lternative 
zur M arktw irtsdiaft darstellt.

V ielleidit ist es im Sinne einer 
W irtsdiaftsdem okratie nidit einmal 
empfehlenswert, wenn die Gewerk- 
sdiaftsbewegung sidi allzu sehr 
aus der Sphäre der Interessenver­
tretung freimadien würde. Bei der 
großen staatspolitisdien Madit, die 
sie darstellt, muß sie sidi jedodi 
dieser Grenze bewußt sein und 
neben ihrer Interessenpolitik eine 
lebendige Vorstellung vom Gesamt­
interesse haben. (h)

Dr. Hans Köhler, Hamburg:

ü b e r  Freiheit oder Unfreiheit in der Wirtschaft

Die Spannung in unserem W arenaustausch mit dem 
Ausland, die sich hinter der internationalen 

Zahlungskrise abzeidinet, hat in w eiten Kreisen der 
Unternehmer die Erkenntnis reifen lassen, daß die 
Renaissance des Liberalismus, die w ir durdi die so­
genannte Liberalisierung seit der W ährungsreform er­
leben, ausklingen muß: nidit deshalb, weil es v ie l­
leidit zweckmäßig sein kann, dieses System durdi ein 
anderes zu ersetzen, das einen nodi besseren Nutz­
effekt verspridit, sondern weil die unerbittlidien Aus­
wirkungen aus dieser Krise uns geradezu die Einsicht 
aufdrängen, daß das Verfahren eines zu unbekümmer­
ten W arenverkehrs der Liberalisierung nidit mehr 
beibehalten werden kann. W ir wollen nicht verkennen, 
daß die Liberalisierung das Redit der Persönlidikeit 
auf Freiheit w ieder eindrudtsvoll bejahte und so die 
deutsdie W irtsdiaft aus ihrer Verkrampfung der durch 
den Krieg herbeigeführten Zwangswirtsdiaft befreite. 
Aber wir müssen uns heute dodi em stlid i fragen, ob 
es riditig war, daß wir so handelten, wie wir es taten: 
daß wir die Freiheit zu sehr auspendeln ließen, um 
ein Extrem durdi ein anderes abzulösen.
Dieses audi für die W irtsdiaft so zentrale Problem 
der Freiheit können w ir nicht dadurdi erkennen, daß 
wir wie viele andere hinter dem W ort den Begriff

suchen, sondern wir müssen uns bemühen, das Pro­
blem abzugrenzen, um das es gegenwärtig hier geht. 
Der Begriff der Freiheit leitet sich aus der übergeord­
neten Erkenntnis des Grundsatzes der Individuation 
ab: daraus, daß alles Leben durch unsere Vorstellung 
in Raum und Zeit aufgeteilt, sidi uns im Bereich des 
Anthropologisdien als das W irken der einzelnen 
M ensdien äußert, die in der kurzen Zeit eines eigenen 
Bewußtseins aus ihren Impulsen nadi Erfüllung im 
Leben streben. Es ist der Grundsatz, den die Philo­
sophen sdion seit den Sdiolastikern principium indivi- 
duationis nennen.
Die Einsidit in diesen Grundsatz führt aber zu der 
Erkenntnis, daß die großen Aufgaben, die das Leben 
uns v ielleidit aus dem Gedanken einer immerwähren­
den Sdiöpfung stellt, zuletzt mit den Impulsen 
des Idibewußtseins der Einzelnen gelöst werden 
müssen und daß Freiheit nidits anderes bedeutet, als 
ihnen audi die M öglidikeit zu geben, sich aus dem 
Gefühl des eigenen Idi zu betätigen.

Unfreiheit als Problem des Ausgleichs 
W ir wissen aber auch von den Philosophen, daß diese 
A rt der Freiheit für das Leben als Ausdruck eines 
W illens zur Sdiöpfung immer eine große Gefahr ist.
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weil der Einzelne aus seinem Bewußtsein zumeist nur 
das eigene Ich und das Maßlose seiner Wünsche kennt 
und sich dadurch zumeist nidit genügend in die großen 
und einheitlichen Ziele der Schöpfung einordnet. Da­
durch kann sich aber Leben in der Anarchie und dem 
aus ihr entstehenden Leid verlieren, anstatt einem 
über den Absichten der Einzelnen liegenden W erden 
zu dienen, wozu es bestimmt ist. Daraus leitet sich das 
Problem der Unfreiheit ab, die ihrem wahren Sinne 
nach nicht die Freiheit im Handeln der Einzelnen ab­
töten darf, sondern sie durch eine Synthese zwischen 
beiden, zwischen Freiheit und Unfreiheit, auf ein ver­
nunftgemäßes Maß beschränken soll. W eil aber den 
Menschen die Impulse aus der Freiheit an sich sdion 
mitgegeben sind, ist für uns das Problem der Freiheit 
weit mehr ein solches ih re r. Beschränkung durch Un­
freiheit.
Die Beschränkung durch Unfreiheit ist aber ausschließ­
lich eine Aufgabe des menschlichen Geistes wieder bei 
Einzelnen, die hier den nötigen Ausgleich gegenüber 
den machtvollen Kräften aus der Freiheit dadurch 
schaffen, daß sie aus dem Gebrauch der Vernunft in 
Ähnlichem die Linien aufzeigen, innerhalb deren über 
menschliches Tun Künftiges sich formen soll.
Diese Synthese aber, die der Grundsatz der Indivi­
duation aufzeigt, muß so sein, daß dem Einzelnen 
immer noch genügend Raum für sein eigenes W irken 
bleiben muß. W ir haben sogar als Postulat zu er­
kennen, daß es sich hier nicht um willkürliche Grad­
unterschiede handeln darf, deren Abgrenzung dem 
menschlichen Geist überlassen bleibt: die Beschrän­
kung durch Unfreiheit muß so gering wie nur eben 
möglich sein, um den V orteil aus den Antriebskräften 
bei den Einzelnen sich voll entfalten zu lassen.
In dieser Aufgabe aber einer Beeinflussung des 
menschlichen Lebens durch Unfreiheit innerhalb von 
Ähnlichem drückt sich der Sinn der staatlichen Führung 
aus, und zwar aus der Erkenntnis, daß die Aufgabe 
des Staates allein darin besteht, unser Handeln immer 
auf die übergeordneten Ziele der Schöpfung aus­
zurichten.

Freie Wirtschafl oder Planwirtschafi?
Beschränken wir aber dieses Problem auf die 
Wirtschaft, so müssen w ir feststellen, daß man 
hier um die Frage der Freiheit und Unfreiheit 
nach wie vor leidenschaftlich streitet: aber fast immer 
auf der gleichen Ebene, wo nicht tief genug nach den 
allgem eineren Fragen unseres Daseins geforscht wird, 
und weshalb auch die Hinsichten so wenig zu einer 
Verständigung führen können. W ir werden aber mit 
Überzeugung sagen müssen, daß es eine völlig freie 
W irtsdiaft aus den Erwägungen der V ernunft nicht

geben kann. Eine solche W irtschaft bedeutet Anarchie, 
in der das Recht des Stärkeren die Positionen der 
Macht, von denen Burckhardt in  seinen weltgeschicht­
lichen Betrachtungen schreibt, besetzt. Auch die W irt­
schaft muß in die übergeordneten Normen einer staat­
lichen Führung sich einpassen, damit sich das Tun der 
Einzelnen ihres Bereichs zu einer befriedigenden Ein­
heit verbindet.
W ir können die Tätigkeit der staatlichen Führung, 
nämlich durch Normen Ähnliches für künftige Gestal­
tung aus menschlichem Handeln vorzuschreiben, auch 
Planen nennen, so daß W irtschaft letztlich immer nur 
Planwirtschaft sein kann.
Aber vor allem gilt auch für sie das Postulat einer 
gleichzeitig weitgehenden Freiheit. W ir bejahen daher 
auch den Gedanken der Marktwirtschaft und lehnen 
ihn nicht als etwas Gegensätzliches zur Planwirtschaft 
ab, ohne daß w ir uns damit an W orte klammem 
wollen. Aber auch die M arktwirtschaft kann nur als 
ein Teil der Planung für das Ganze begriffen werden, 
die sich nur insoweit nach den Regeln des M arktes 
entfalten darf, wie ihr diese Planung keine Grenzen 
setzt.

Liberalisierung als unsureichende Planwirtschaft
Stellen wir uns aber die Frage, ob es in der Zeit 
der Liberalisierung seit der W ährungsreform tatsäch­
lich an jeglicher Planung gefehlt hat, so müssen wir 
diese Frage verneinen. W ir hatten auch in dieser Zeit 
keine freie Wirtschaft, sondern eine Planwirtschaft. 
Die Frage, die wir daher zu untersuchen haben, 
ist die, ob es genügte, was die staatliche Führung auf 
dem Gebiet der W irtschaft als Maßnahmen der Planung 
veranlaßt hat.
W ir möchten die Auffassung vertreten, daß sie nicht 
ausreichten, weil die Regierung sich n id it von der Auf­
fassung aus einer w eit zurückliegenden Zeit trennen 
konnte, daß alle Planung sidi auf Maßnahmen der 
Geldpolitik und Finanzpolitik beschränken müsse. Aber 
selbst hierbei w urden nicht alle Möglichkeiten aus­
genutzt. So lehnte man den W eg einer maßvollen 
Kreditschöpfung w egen ihrer Tendenz zur „Inflation" 
ab, ohne die wirklichen Gefahren in dieser Richtung 
abzuschätzen.
Ein großer Nachteil e iner solchen Beschränkung liegt 
vor allem schon in ihrer Einseitigkeit, womit die Re­
gierung ihre Politik zu einem Dogma machte: anstatt 
Phantasie und Denken zuzumuten, sich beweglich mit 
allen Möglichkeiten des Planens den jew eiligen Zeit­
verhältnissen anzupassen. Dort, wo die Überlegenheit 
des Geistigen die Dinge formen sollte, verließ man 
sich auf die Faustregeln der m onetären Möglichkeiten 
einer Beeinflussung, die uns die V ergangenheit übef-
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liefert hat. W ir wollen damit nicht -die Bedeutung 
solcher Maßnahmen verkennen, aber sie allein genügen 
in d e r  heutigen Zeit nicht mehr, um mit ihnen die 
Aufgaben unserer W irtschaftspolitik zu meistern. 
W enn w ir das D ogm atische d er L ibera lis ie rung  b eanstanden , 
so lehnen  w ir dam it das D ogm a nicht schlechtw eg ab. Es 
mui3 sich ab er auf E rkenn tn isse  stü tzen , die auch durch - 
G esetzm äßigkeit des O nthologischen das E inseitige zulassen . 
Das g ilt ab e r n u r  fü r die ganz w eiten  A bstrak tionen . Die 
E rkenntnis, daß  F re ih e it inim er durch U nfre ihe it beg renzt 
w erden  m uß, is t  be isp ie lsw eise  so um fassend, daß w ir sie 
unbedenklich  onthologisch  n en n en  u n d  d a h e r aus ih r e in  
Dogma beg rü n d en  können . A lles aber, w as in  d er Richtung 
auf die P rax is (auf d as G eschehen im  Einzelnen) dazw ischen 
liegt, g eh t den  W eg ü b e r Ä hnliches, d as bew eglich (relativ) 
sein  m uß u n d  d ah e r n icht in  einem  D ogm a e rs ta rre n  darf; 
den n  e s  is t  d e r  S inn u n se res  D aseins, daß  ü b e r m ensch­
liches T un im m er n eu e  Form en d er G esta ltung  gesucht 
w erden  so llen . E ine staatliche F ührung  also, d ie  auch das 
dazw ischen liegende Ä hnliche zum  D ogm a erh eb en  m öchte, 
e tw a dadurch, daß  sie  sich auf bestim m te Form en des P lanens 
festleg t, k a n n  m it ih re r  A ufgabe n iem als fertig  w erden , und  
für sie  g ilt d e r  V orw urf, den  B urckhardt einm al in  die 
klassischen W o rte  » terrib les sim plificateurs" g ek le id e t h a tte .

Hinzu kommen Einwendungen viel realerer Art. W ir 
haben uns schon seit langem zu sehr daran gewöhnt, 
die Dinge der W irtschaft immer nur über den Schleier 
des Geldwesens zu sehen, und ein bekannter Betriebs­
wirtschaftler (Walb) hat schon einmal _auf die Gefahr 
einer solchen Blickrichtung hingewiesen, die die V er­
bindung zu dem wirklichen Untergrund aller W irt­
schaft zu oft verliert.
Die einseitige Ausrichtung der Planung durch die 
Liberalisierung wird wesentlich von einem solchen 
geldmäßigen Denken beeinflußt. Es ist ein besonderer 
Vorteil unserer hochentwickelten Wirtschaft, daß sie 
durch die Größen unseres Geldwesens in ihrem Ablauf 
weitgehend vergleichbar gemacht wird. Aber es ist für 
die Erkenntnis gefährlich, wenn sie immer den Umweg 
über die Geldrechnung wählt. Auch darin liegt eine 
Einseitigkeit, die zu groben Fehlschlüssen führen kann. 
Die Planung sollte daher viel mehr als bisher in Gütern 
denken und die rechnerischen G rößen 'aus dem Geld 
als das werten, was sie in W irklichkeit sind: Fiktionen, 
die dem W arenumlauf folgen, um ihn zu begünstigen, 
die aber an sich keinen Sinn haben.
Damit hängt ein letzter Einwand zum Dogmatischen 
der Liberalisierung zusammen. Eine Ausrichtung der 
Planung allein nach den Möglichkeiten aus der Geld- 
und Finanzpolitik muß immer dazu führen, daß die 
eigentliche Führung zu stark  von den Geldinstituten 
und auch von der Finanzverwaltung geformt wird und 
sie zuletzt denen entgleitet, die für das Planen zu­
ständig sein sollten, weil sie allein die Einsichten über 
ein Planen haben können, das sich von den Vorgängen 
des Geldwesens auch genügend löst.

Und die Bürokratie
Keine staatliche Führung ist denkbar ohne Staats­
apparat, in dem sich die Bürokratie repräsentiert, und 
die durch abnehmende A bstraktion die Normen der 
Regierung der Entwicklung im Einzelnen anpaßt. Es 
wird in den meisten Untersuchungen über den Ablauf 
der W irtschaft viel zu wenig untersucht, welchen W eg 
der S taatsapparat gegangen ist; denn es ist keines­
wegs immer so, daß er willig den Absichten seiner 
vorgeordneten Stellen folgt.

Untersuchen wir aber die Frage, wie die Bürokratie 
sich in die Absichten der Liberalisierung einordnete, 
so müssen wir feststellen, daß sie immer nur zögernd 
dem ihr von der Regierung aufgezeigten W eg folgte 
und innerhalb ihrer eigenen Zuständigkeit, die ihr 
noch aus Resten nicht geänderter Bestimmungen ver­
blieben ist, oder auch nur durch Auslegung eine deut­
liche Tendenz zur Fortführung der Zwangswirtschaft, 
an die sie sich gewöhnt hatte, zeigte. W ir erinnern in 
diesem Zusammenhang etwa an die Regelung be­
stimmter Importfragen, wo sich auf diese A rt teilweise 
eine übermäßig starke Bevormundung, verbunden vor 
allem mit einer weitgehenden Zentralisierung auf die 
Stellen des Ministeriums, bem erkbar machte. W ir 
m ußten daher oft auch ein großes . M ißverhältnis 
zwischen den Absichten des M inisters und seinem 
A pparat feststellen, wobei w ir glauben, der Bürokratie 
sagen zu müssen, daß sie nicht immer die W ege einer 
ausreichenden Freiheit aus dem Grundsatz der Indivi­
duation gefunden hat, und daher der Eindruck der Un­
einheitlichkeit entstehen mußte; weil die Verwaltung 
zu wenig zuließ dort, wo der M inister zu großzügig 
war.
D iese E instellung  d es S taa tsa p p a ra ts  d rü c it  sich v o r allem  
auch in  e in e r  te ilw eise  se h r w eitgehenden  B evorm undung 
d e r  L änderverw altungen  durch E inzelanw eisungen  aus. Es 
is t  e in  e rn s te s  staatsrech tliches P roblem  zu untersuchen , ob 
e in e  solche A usw eitung  des A nw eisungsrech tes noch m it 
A rt. 85, A bs. 3 d es G rundgesetzes v e re in b a r ist.
Das ist aber ein ernstes Problem für die Zukunft. 
W enn wir jetzt die neuen W ege der Wirtschafts­
politik aufzeigen, w ird es dringend notwendig, daß 
auch die Verwaltung willig und aufgeschlossen 
folgt. Aber darüber möge man sich auch Ge­
danken machen, daß eine planende Tätigkeit der 
von uns aufgezeigten Art ganz andere Anforderungen 
an die Verwaltung stellt, als wenn man glaubt, mit 
den Faustregeln der Geld- und Steuerpolitik aus­
zukommen, oder Planung der Zwangswirtschaft gleich­
setzt.

Aus dem Aspekt des Außenhandels
Es ist kein Zufall, wenn gerade die Spannungen im 
Außenhandel das Unzulängliche der Liberalisierung 
aufzeigen mußten. Denn W estdeutschland ist ein 
Gebiet, das aus sich selbst, also aus den Kräften seines 
eigenen Lebensraumes nicht existieren kann und daher 
durch Außenhandel seine A rbeitskraft gegen die Güter 
des täglichen Lebens eintauschen muß.
In dieser Abhängigkeit ha t sich der W esten schon 
immer befunden, aber er konnte früher doch immer 
mehr die Möglichkeiten eines Austausches mit dem 
Osten seines eigenen Landes ausnutzen, die heute ver­
loren gegangen sind. Seine Lage hat sich darüber 
hinaus noch wesentlich dadurch verschärft, daß der 
W esten einen großen Teil der Bevölkerung aus den 
Gebieten des Ostens bei sich aufnehmen mußte. Jeden­
falls müssen w ir heute sagen, daß das Problem des 
Außenhandels das Gesicht unserer W irtschaft breit 
überlagert.
Dabei wollen w ir aber vor allem nicht übersehen, daß 
auch die Dinge des Außenhandels für uns zuletzt 
immer Probleme unserer Innenwirtschaft sindj denn
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d ie  F ra g e  d e r  B e z ie h u n g e n  d e r  S t a a t e n  u n te r e in a n d e r  
i s t  l e t z t l i d i  e in  P ro b le m  d e r  F ü h r u n g  g e g e n ü b e r  ih r e n  
A n g e h ö r ig e n ,  s e lb s t  d a n n ,  w e n n  d ie  S t a a t e n  a ls  E in ­
h e i t e n  i h r e  I n t e r e s s e n  ü b e r  S t a a t s v e r t r ä g e  a u s g le id ie n .  
A u c h  h ie r b e i  i s t  F ü h ru n g  n a c h  a u ß e n  in  W ir k l ic h k e i t  
F ü h ru n g  n a d i  in n e n  d e r a r t ,  d a ß  e in  H a n d e ln  d e r  E in ­
z e ln e n  a u f  d ie  g e m e in s c h a f t l ic h e n  Z ie le  h e r b e ig e f ü h r t  
w ird .  D o ch  d a s  i s t  e s  h i e r  n ic h t  a l le in .  A u c h  d e r  A u ß e n ­
h a n d e l  m u ß  s ic h  z u le tz t  im m e r  in  d ie  P la n u n g  f ü r  d a s  
G a n z e  d e s  S ta a te s  e in o r d n e n :  a b e r  b e i  u n s e r e r  s t a r k e n  
A b h ä n g ig k e i t  v o m  A u s la n d  i s t  e s  n o tw e n d ig ,  d ie  
P la n u n g  w e i tg e h e n d  a u s  d e n  G e s ic h ts p u n k te n  d e s  
A u ß e n h a n d e ls  a b z u g re n z e n .

Das Fiasko der Liberalisierung
D ie  B u n d e s r e g ie ru n g  h a t  d e m  A u ß e n h a n d e l  im  Z u g e  
i h r e r  M a ß n a h m e n  w e i tg e h e n d  d ie  F re ih e i t  w ie d e r ­
g e g e b e n .  U n d  d a s  w a r  r ic h tig ;  v o r  a l le m  au ch , u m  d e r  
M e n ta l i t ä t  im  A u s la n d  e n tg e g e n z u k o m m e n . A b e r  a u c h  
h ie r  l a g  d a s  P ro b le m  in  d e r  U n z u lä n g l ic h k e i t  d e r  
p l a n e n d e n  M a ß n a h m e n , w e lc h e  n ic h t  m e h r  a ls  e in e  
b e s t im m te  m o n e tä r e  B e e in f lu s s u n g  w o ll te n .

D aß  e in e  so lc h e  F ü h ru n g  n ic h t  a u s re ic h e n  k o n n te ,  v o r  
a l le m  n ic h t d a n n , a ls  d ie  Z u sc h ü s se  a u s  d e n  M a r s h a l l ­
p la n g e ld e r n  z u  E n d e  g in g e n , h a t  d ie  sc h o n  s e i t  l a n g e m  
l a t e n t e  K r is e  in  u n s e re m  in t e r n a t io n a l e n  W a r e n v e r ­
k e h r  g e z e ig t ,  d ie  m a n  b is  h e u te  n o c h  g la u b t ,  m it  
d e n  u n z u lä n g l ic h e n  M a ß n a h m e n  d e r  G e ld p o l i t ik  a u f ­
z u fa n g e n .  A b e r  h i e r  h a b e n  s ic h  d ie  A n o r d n u n g e n  ü b e r  
B a rd e p o t ,  K r e d i t r e s t r ik t io n e n  u n d  a n d e r e  a ls  e in e  b e ­
s o n d e r s  s c h w ie r ig e  B e la s tu n g  f ü r  d ie  U n te r n e h m e r  
a u s g e w irk t ,  d ie  a u c h  a l lm ä h l ic h  a n f a n g e n  e in z u s e h e n ,  
d a s  o h n e  g e n a u  a u s g e w o g e n e  R a n g o rd n u n g e n  a u s  d e r  
B lic k r ic h tu n g  d e r  g e s a m te n  W ir t s c h a f ts p o l i t ik  d ie  
s c h w ie r ig e n  P ro b le m e  d e s  A u ß e n h a n d e ls  n ic h t g e lö s t  
w e r d e n  k ö n n e n .

D a s  F ia s k o  a b e r  d rü c k t  s ic h  in  d e m  E in fu h r s to p  a u s . 
M a n  s a g e  n u r  n ic h t, d e r  E in fu h r s to p  s e i  e in e  p la n e n d e  
M a ß n a h m e . E r  i s t  d e r  r ü c k s ic h ts lo s e s te  E in g r if f  e in e r  
W ir ts c h a f ts f ü h r u n g ,  d ie  m i t  d e n  M ö g lic h k e ite n  a u s  
i h r e r  P la n u n g  a m  E n d e  is t ,  u n d  d ie  a u f  d e m  H ö h e ­
p u n k t  e in e r  K r is e  k e in e n  b e s s e r e n  A u s w e g  m e h r  
k e n n t .  D a ß  e in  so lc h e r  S to p  s ic h  n ic h t  a l l e in  a u f  d ie  
d e u ts c h e  In n e n w ir ts c h a f t  s c h w e r  s c h ä d ig e n d  a u s w irk t ,  
s o n d e rn  a u c h  u n s e r  P r e s t ig e  im  A u s la n d  m in d e r t ,  h a t  
d ie  jü n g s t e  E n tw ic k lu n g  e in d ru c k s v o l l  g e z e ig t .

E s i s t  d a h e r  k la r ,  d a ß  e s  so  n ic h t  w e i t e r g e h e i i  k a n n  
w ie  b is h e r .  D ie  s ta a t l ic h e  F ü h ru n g  w ir d  sich  a u f  d e m  
G e b ie t  d e s  A u ß e n h a n d e ls  a u c h  n ic h t d a m it  t r ö s t e n  
k ö n n e n ,  d a ß  k ü n f t ig  d ie  a n d e r e n  S ta a te n  d e r  E u ro ­
p ä is c h e n  W ir ts c h a f ts u n io n  u n d  n ic h t z u le tz t  a u c h  
u n s e r e  V e r t r a g s p a r tn e r  a u s  d e m  H a n d e ls a b k o m m e n  
z u n ä c h s t  j e t z t  e in m a l  s e lb s t  d a z u  ü b e r g e h e n  m ü ss e n , 
e in e n  f r e ie n  H a n d e l  im  S in n e  d e s  D o g m a s  d e r  L ib e ra l i ­
s i e ru n g  a u s  ih r e n  M ö g lic h k e ite n  z u  s ic h e rn . S o  e in fa c h  
s in d  d ie  D in g e  n ic h t  z u  lö s e n . W e n n  d a s  A u s la n d  d e m  
V o r g e h e n  d e r  B u n d e s r e g ie ru n g  u n d  a u c h  d e n  V o r ­
s c h lä g e n  d e r  W ir ts c h a f ts u n io n  n ic h t  g e n ü g e n d  g e fo lg t  
is t , so  s c h e in t  e s , d a ß  d o r t  v ie l le ic h t  e in e  a n d e r e  V o r ­
s te l lu n g  ü b e r  d e n  S in n  e in e s  v e r n u n f tg e m ä ß e n  P la n e n s  
b e s te h t ,  o h n e  d a ß  d a r ü b e r  so  v ie l  g e r e d e t  w i r d  w ie  
b e i  u n s .

W i r  s t e h e n  a ls o  h e u te  a m  W e n d e p u n k t  u n d  m ü s s e n  
u n s  z u  d e r  E in s ic h t b e k e n n e n ,  d a ß  d ie  L ib e ra l i s ie ru n g  
z u  E n d e  g e h e n  m u ß , n ic h t  so , d a ß  w i r  u n s e r e  F r e ih e i t  
w ie d e r  v e r l i e r e n ,  a b e r  d o c h  so , d a ß  s ic h  d ie  I m p u ls e  
a u s  d e m  P e r s ö n l ic h e n  d u rc h  e in  a u s r e ic h e n d e s  P la n e n  
w ie d e r  z u s a m m e n f in d e n , w o b e i  w i r  v o r  a l le m  e r ­
k e n n e n  w o lle n ,  d a ß  d e r  A u ß e n h a n d e l  z w a r  d a s  V o r ­
r e c h t  h a t ,  a b e r  d o c h  im m e r  n u r  e in  T e i l  d e s  g e s a m te n  
W ir ts c h a f te n s  s e in  k a n n .
A u f  e in e r  s o lc h e n  L in ie  s in d  k ü n f t ig  a u c h  d ie  H a n d e l s ­
v e r t r a g s v e r h a n d lu n g e n  z u  fü h re n .  W i r  w e r d e n  e s  n i e ­
m a ls  v e r h in d e r n  k ö n n e n , d a ß  d u rc h  V e r e in b a r u n g e n  
ü b e r  d e n  A u s ta u s c h  v o n  W a r e n  k e in e  u n b e d in g t  
l e b e n s n o tw e n d ig e n  G ü te r  n a c h  D e u ts c h la n d  e in g e f ü h r t  
w e r d e n ,  u n d  e s  i s t  re ic h lic h  p r im i t iv ,  w e n n  b e i s p ie ls ­
w e is e  e in  e n g l is c h e r  J o u r n a l i s t  a l l e in  a u s  d e r  B lick ­
r ic h tu n g  d e r  u n b e d in g te n  N o tw e n d ig k e i t  g la u b te ,  d ie  
d e u ts c h e  W ir ts c h a f t s p o l i t ik  d e r  V e r g a n g e n h e i t  k r i t i ­
s i e r e n  z u  k ö n n e n .  W e n n  w i r  d e u ts c h e  F e r t ig e r z e u g ­
n is s e  e x p o r t i e r e n  w o l le n ,  m ü s s e n  w i r  a u c h  d ie  G ü te r  
d e r  G e g e n s e i te  a b n e h m e n  u n d  k ö n n e n  u n s  n ic h t  n u r  
d a n a c h  r ic h te n , o b  s ie  a l l e  f ü r  u n s  u n b e d in g t  l e b e n s ­
n o tw e n d ig  s in d  o d e r  n ic h t. A b e r  w i r  w e r d e n  b e i  d e r  
a u g e n b l ic k l ic h e n  L a g e  u n s e r e r  W ir ts c h a f ts p o l i t ik  im m e r  
v e r s u c h e n  m ü s s e n ,  d e n  G e d a n k e n  so  w e i t  w ie  n u r  
e b e n  m ö g lic h  d u rc h z u s e tz e n ,  d a ß  d ie  R a n g o rd n u n g e n  
u n s e r e r  d e u ts c h e n  W ir t s c h a f t  e i n g e h a l t e n  w e r d e n .  
A ußenhande l is t ein  g egenseitiges G eben  u n d  N ehm en, und 
die A usfuhr m uß u n fre i b leiben, so lange d ie  E infuhr nicht 
auch fre i ist. D ie G rundlage für e in e  vernu n ftg em äß e  Be­
freiung  au f beiden  Seiten  w ären  d ie H a n d e lsv e rträg e  ge­
w esen , v ie lle ich t m it e tw as m eh r Z urückhaltung  auf der 
Linie d er A bkom m en m it D änem ark, H olland, FrankreicJi, 
Schw eden u. a. D er g roße Dam m bruch m ußte ab e r  e in tre ten , 
a ls die B undesreg ierung  m it B ekanntm achung vom  30. O kt. 
1949, u n ab häng ig  von  den H andelsabkom m en fü r e in e  ü b e r­
m äßig  g roße A nzah l v o n  W aren , v o n  sich au s die freie 
E infuhr aus den M a rsh a llp lan län d ern  zuließ. D iese F re ilis te  
w urde  von  dem  G edanken  e in e r  F re iheit um  je d e n  P re is 
ge tragen , w eil e in e  solche F re ih e it in  d e r  S itzung der 
O rgan isa tion  für E uropäische W irtsd ia ft in  P aris am  13. 10. 
1949 em pfohlen w orden  ist. Sie h a t ab e r die la te n te  K rise 
in  unserem  A ußenhande l e inge le ite t, u n d  h ie r  w ird  m an  aus 
d er Blickrichtung e in e r  G esam tplariung zu erst beg innen  
m üssen, um  ihn in  d ie richtigen  B ahnen zu lenken .
D ie  D o g m a tik e r  d e r  L ib e ra l i s ie ru n g  s o l l e n  u n s  a b e r  
n ic h t  m it  d e m  b e k a n n te n  E in w a n d  b e r u h ig e n ,  d a ß  d ie  
a u g e n b l ic k l ic h e  L a g e , d ie  m a n  so  g e r n  m i t  d e m  W o r t  
K o re a  v e r b in d e t ,  a l s  a u ß e r g e w ö h n l ic h  a n g e s e h e n  
w e r d e n  m ü s s e , u m  i h r  D o g m a  z u  e in e m  s p ä t e r e n  Z e i t ­
p u n k t  w ie d e r  h e r v o r z u h o le n .  Im  B e re ic h  u n s e r e r  Ü b e r ­
le g u n g e n  g ib t  e s  n o c h  l a n g e  k e in e  G e s e tz m ä ß ig k e i t ,  
s o n d e r n  d e r  d a u e r n d e  W e c h s e l  im  z e i t l ic h e n  A b la u f  
d e s  G e s c h e h e n s  e r k l ä r t  s ic h  g e r a d e  a u s  d e m  G r u n d s a tz  
d e r  I n d iv id u a t io n ,  u n d  d a s , w a s  d ie  E in s e i t ig k e i t  d e r  
L ib e ra l i s ie ru n g  a u ß e r g e w ö h n l ic h  n e n n e n  m ö c h te , i s t  
d ie  R e g e l. D a s  P ro b le m  i s t  h i e r  e in  g a n z  a n d e r e s ;  e s  
b e s t e h t  d a r in ,  d a ß  d ie  V e r h ä l tn i s s e  in  b e s t im m te n  Z e i t ­
a b s c h n i t te n  e s  d e r  s ta a t l ic h e n  F ü h ru n g  e rm ö g lic h e n , 
d e n  R a h m e n  fü r  d ie  F r e ih e i t  d e r  E in z e ln e n  in n e r h a lb  
d e s  P la n e n s  e n g e r  u n d  w e i t e r  z u  f a s s e n ,  w o b e i  w i r  
h in s ic h tl ic h  d e r  F r e ih e i t  im m e r  d a s  O p tim u m  a n -  
s t r e b e n  m ü s s e n .  A b e r  a u s  d e m  G e b ra u c h  d e r  V e r n u n f t  
so ll  im m e r  d e r  G e d a n k e  e in e s  P la n e n s  v o r h e r r s c h e n ,  
d e r  a u f  d ie  p r im i t iv e n  V e r f a h r e n  d e r  G e ld -  u n d  
F in a n z p o l i t ik  s ic h  n ic h t  e in s e i t ig  f e s t l e g e n  d a rf .
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